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Verordnung über die Pflichtstunden der Lehrkräfte 
(Pflichtstundenverordnung) 
 

Vom 19. Mai 2017  (ABI. S. 191), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
zur Einführung der Berufsfachschule zum Übergang in Ausbildung sowie zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 22. Juni 2026 (GVBl. 2026 Nr. 38  
23. Juni 2026) 
 

Gült. Verz. Nr. 72 
 
 
Aufgrund des § 91 Abs. 1 in Verbindung mit § 185 Abs. 1 des Hessischen Schulge-
setzes in der Fassung vom 14. Juni 2005 (GVBl. I S. 441), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 4. Mai 2017 (GVBl. S. 50), verordnet der Kultusminister im Einverneh-
men mit dem Minister der Finanzen: 
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Erster Abschnitt 
Pflichtstunden 
 
§ 1   Wöchentliche Pflichtstundenzahl 
 
(1)  Die wöchentliche Pflichtstundenzahl der Lehrkräfte wird bestimmt durch die Art 
des Einsatzes einer Lehrkraft nach Abs. 2 und durch ihr Lebensalter. Ausschlagge-
bend ist der zeitlich überwiegende Einsatz nach Abs. 2. 
 
(2)  Die wöchentliche Pflichtstundenzahl für Lehrkräfte mit Lehramtsbefähigung be-
trägt bis zum Ende des Schulhalbjahres, in dem das 60. Lebensjahr vollendet wird: 

1. an Grundschulen und in Grundschulklassen an Schulen, die mit einer Grund-
schule verbunden sind                                                                28,5 Stunden, 

2. an allgemeinen Schulen, an denen sie im Rahmen des inklusiven Unterrichts 
für vorbeugende Maßnahmen und inklusive Beschulung zusätzlich eingesetzt 
werden, an Beratungs- und Förderzentren, an Förderschulen und in Förder-
schulklassen, -abteilungen oder -zweigen an allgemeinen Schulen  
                                                                                                    27,5 Stunden, 

3. an Hauptschulen, Realschulen, Haupt- und Realschulen, Mittelstufenschulen 
sowie an Haupt-, Realschul- und Mittelstufenschulzweigen kooperativer Ge-
samtschulen, Abendhauptschulen und Abendrealschulen         26,5 Stunden, 

4. an Förderstufen und an integrierten Gesamtschulen                  25,5 Stunden, 
5. an Gymnasien, Gymnasialzweigen kooperativer Gesamtschulen, Abendgym-

nasien und Hessenkollegs                                                          25,5 Stunden, 
6. an beruflichen Schulen                                                                24,5 Stunden. 

 
(3)  Ab dem Schulhalbjahr, das der Vollendung des 60. Lebensjahres folgt, verrin-
gert sich die wöchentliche Pflichtstundenzahl nach Abs. 2 um eine halbe Pflicht-
stunde. 
 
(4)  Die wöchentliche Pflichtstundenzahl für Sozialpädagoginnen und Sozialpäda-
gogen beträgt bis zum Ende des Schulhalbjahres, in dem das 60. Lebensjahr voll-
endet wird, 

1. an Grundschulen und in Grundschulklassen an Schulen, die mit einer Grund-
schule verbunden sind,                                                                28,5 Stunden, 

2. an allgemeinen Schulen, an denen sie im Rahmen des inklusiven Unterrichts 
für vorbeugende Maßnahmen und inklusive Beschulung zusätzlich eingesetzt 
werden, an Beratungs- und Förderzentren, an Förderschulen und in Förder-
schulklassen, -abteilungen oder -zweigen an allgemeinen Schulen  
                                                                                                     27,5 Stunden. 

Die Pflichtstundenzahl nach Satz 1 verringert sich ab dem Schulhalbjahr, das der 
Vollendung des 60. Lebensjahres folgt, um eine halbe Pflichtstunde. 
 
(5) Die wöchentliche Pflichtstundenzahl für Lehrkräfte ohne Lehramtsbefähigung 
beträgt eine Pflichtstunde mehr als die für Lehrkräfte mit Lehramtsbefähigung fest-
gelegte wöchentliche Pflichtstundenzahl. 
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(6)  Die wöchentliche Pflichtstundenzahl der hauptamtlich tätigen Lehrkräfte, Sozi-
alpädagoginnen und Sozialpädagogen, die schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 
2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 
3234), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juni 2022 (BGBl. I S.959) sind, re-
duziert sich unbeschadet des Abs. 3 bis zum Ende des Schulhalbjahres, in dem sie 
das 60. Lebensjahr vollenden, um eine halbe Pflichtstunde. Die Reduzierung nach 
Satz 1 gilt ab dem Ersten des Monats, in welchem dem Staatlichen Schulamt der 
Nachweis über die Feststellung der Schwerbehinderung vorgelegt wird, bis zum 
Ablauf des Monats, in dem die Schwerbehinderteneigenschaft endet. § 199 Abs. 1 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Die Lehrkräfte sowie die 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen sind verpflichtet, Änderungen unverzüg-
lich anzuzeigen und auf Verlangen nachzuweisen. Als Nachweis über die Feststel-
lung der Schwerbehinderung gilt der Schwerbehindertenausweis. 
 

(7)  Stichtag für die Bemessung der wöchentlichen Pflichtstundenzahl ist der Be-
ginn des jeweiligen Schulhalbjahres, bei einer Einstellung nach diesem Stichtag der 
Tag der Einstellung. 
 
 

§ 2   Lebensarbeitszeitkonto 
 

(1)  Hauptamtlich tätigen Lehrkräften und Sozialpädagoginnen und Sozialpädago-
gen werden ab dem 1. August 2017 0,5 Pflichtstunden pro Kalenderwoche auf ei-
nem Lebensarbeitszeitkonto bis zum Ende des Schulhalbjahres, in dem sie das 60. 
Lebensjahr vollenden, gutgeschrieben. Satz 1 gilt nicht für Beamtinnen und Beamte 
auf Widerruf. Eine Gutschrift erfolgt ausschließlich für die Zeiten, in denen Besol-
dung gewährt wird, mit der Ausnahme, dass für Zeiten einer Beurlaubung mit Be-
soldung keine Zeitgutschrift stattfindet. Bei auf Krankheit beruhender Unfähigkeit 
zur Erfüllung der Dienstpflichten sowie bei Abwesenheit vom Dienst wegen Kur 
oder Heilbehandlung werden ab Beginn der siebten ununterbrochen aufeinander-
folgenden Krankheitswoche keine Pflichtstunden gutgeschrieben; das gleiche gilt 
bei einer stufenweisen Wiedereingliederung nach § 74 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung - vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I 
S. 2477, 2482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. September 2022 (BGBl. I S. 
1454), oder bei einer Diensterleichterung zur Wiederherstellung der Gesundheit 
nach § 11. Für Teilzeitbeschäftigte erfolgt die Gutschrift anteilig entsprechend dem 
bewilligten Beschäftigungsumfang. 
 

(2)  Hauptamtlich tätigen Lehrkräften und Sozialpädagoginnen und Sozialpädago-
gen werden ab dem Schulhalbjahr, das der Vollendung des 60. Lebensjahres folgt, 
auf Antrag 0,5 Pflichtstunden pro Kalenderwoche auf einem Lebensarbeitszeitkonto 
gutgeschrieben, wenn sie ihre wöchentliche Pflichtstundenzahl um 0,5 erhöhen. 
Die Gutschrift erfolgt ab dem Schulhalbjahr, das auf die Antragstellung folgt. Der 
Zeitraum für die zusätzliche Ansparung muss sich auf volle Schulhalbjahre erstre-
cken. Abs. 1 Satz 2 bis 4 gelten entsprechend. Während eines befristeten Arbeits-
verhältnisses kann nicht angespart werden. 
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(3)  Hauptamtlich tätigen schwerbehinderten Lehrkräften und Sozialpädagoginnen 
und Sozialpädagogen im Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch, die keinen Nachteilsausgleich nach § 10 erhalten, werden auf Antrag 0,5 
Pflichtstunden pro Kalenderwoche auf einem Lebensarbeitszeitkonto gutgeschrie-
ben, wenn sie ihre wöchentliche Pflichtstundenzahl um 0,5 erhöhen. Die Gutschrift 
erfolgt ab dem Schulhalbjahr, das auf die Antragstellung folgt. Der Zeitraum für die 
zusätzliche Ansparung muss sich auf volle Schulhalbjahre erstrecken. Abs. 1 Satz 
2 bis 4 gelten entsprechend. Während eines befristeten Arbeitsverhältnisses kann 
nicht angespart werden. 
 
(4)  Für die nach Abs. 1 angesparten Pflichtstunden erfolgt in der Regel eine Ermä-
ßigung mittels einer Anrechnung auf die wöchentliche Pflichtstundenzahl im letzten 
Schuljahr, auf Antrag im letzten Schulhalbjahr, unmittelbar vor dem Ruhestand, 

1. vor Beginn der Freistellung nach § 85b Abs. 3 Nr. 2 des Hessischen Beam-
tengesetzes vom 11. Januar 1989 in der geltenden Fassung vom 13. De-
zember 2012 (GVBl. S. 622), 

2. vor Beginn der Freistellung nach § 2a Abs. 3 Satz 1 dieser Verordnung, 
3. vor Beginn der Freistellung nach § 1 Abs. 1 oder § 2 Abs. 2 der Verordnung 

über besondere Formen der Teilzeitbeschäftigung und flexibler Arbeitszeit für 
beamtete Lehrkräfte an öffentlichen Schulen vom 31. Mai 1996 (GVBl. S. 
273), sofern sich der Eintritt in den vorzeitigen Ruhestand unmittelbar an-
schließt, oder 

4. bei befristet Beschäftigten bis zum Ende des befristeten Arbeitsverhältnisses. 
Für den Fall, dass die angesparten Pflichtstunden mindestens der bewilligten per-
sönlichen wöchentlichen Pflichtstundenzahl eines Schulhalbjahres entsprechen, 
kann auf Antrag für die angesparten Pflichtstunden auch eine Freistellung vom 
Dienst unter Weitergewährung der Besoldung im letzten Schulhalbjahr unmittelbar 
vor dem Ruhestand, vor Beginn der Freistellung nach § 85b Abs. 3 Nr. 2 des Hes-
sischen Beamtengesetzes vom 11. Januar 1989 in der geltenden Fassung vom 13. 
Dezember 2012 (GVBl. S. 622) oder vor Beginn der Freistellung nach § 2a Abs. 2 
Satz 1 in Anspruch genommen werden. Bei befristeten Arbeitsverhältnissen kann 
statt der Ermäßigung nach Satz 1 auch ein finanzieller Ausgleich für die angespar-
ten Pflichtstunden vorgesehen werden. 
 
(5)  Auf Antrag kann die Ermäßigung mittels einer Anrechnung auf die wöchentliche 
Pflichtstundenzahl oder die Freistellung nach Abs. 4 ganz oder teilweise zu einem 
früheren Zeitpunkt gewährt werden, soweit dringende dienstliche Belange nicht be-
einträchtigt werden. 
 
(6)  Ist ein vollständiger Abbau über eine Ermäßigung mittels einer Anrechnung auf 
die wöchentliche Pflichtstundenzahl oder Freistellung 

1. wegen Dienstunfähigkeit mit der Folge der Versetzung in den Ruhestand 
oder 

2. als Folge einer durch ärztliches Attest nachgewiesenen Krankheit im Ermäßi-
gungs- oder Freistellungszeitraum nach Abs. 4 

nicht möglich, wird bei Lehrkräften und Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
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mit aufsteigenden Gehältern auf Antrag eine pflichtstundenbezogene Ausgleichs-
zahlung in Höhe des auf eine Pflichtstunde entfallenden Anteils der individuellen 
Besoldung oder des Entgelts gewährt. Dies gilt rückwirkend ab dem 1. Februar 
2010, soweit die Voraussetzungen nach Satz 1 vorgelegen haben. 
 
(7)  Besoldung im Sinne des Abs. 6 Satz 1 sind das Grundgehalt, die Amtszulagen, 
der Familienzuschlag sowie die allgemeine Stellenzulage nach der Vorbemerkung 
Nr. 13 der Anlage I zum Hessischen Besoldungsgesetz. Maßgebend ist die Höhe 
der Besoldung zum Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs. Zur Ermittlung der 
auf eine Stunde entfallenden Ausgleichszahlung nach Abs. 6 Satz 1 ist der Mo-
natsbetrag der individuellen Besoldung durch das 4,348fache der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit der Beamtin oder des Beamten zu teilen. Der Anspruch 
entsteht im Fall des Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 mit dem Tag vor Beginn des Ruhestands, 
im Fall des Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 mit dem letzten Tag der Erkrankung. Er wird jeweils 
mit Beginn des Ruhestands fällig. Abweichend davon wird im Fall des Abs. 6 Satz 2 
der Anspruch zum Beginn des übernächsten Kalendermonats nach Eingang des 
Antrags fällig. 
 
(8)  Die Berechnung des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts 
oder Vergleichsentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe richtet sich nach § 
24 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst des Landes Hessen vom 1. Sep-
tember 2009. 
 
(9)  Nähere Bestimmungen über das Lebensarbeitszeitkonto trifft das Hessische 
Kultusministerium. 
 
 
§ 2a   Verpflichtendes Arbeitszeitkonto (Vorgriffsstunde) 
 
(1)  Soweit Lehrkräfte sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen nach der 
Verordnung über ein verpflichtendes Arbeitszeitkonto für Lehrkräfte und Sozialpä-
dagoginnen und Sozialpädagogen vom 20. Dezember 2002 (GVBl. I 2003 S. 2) in 
der geltenden Fassung vom 27. September 2012 (GVBl. S. 299) zusätzliche Unter-
richtsstunden, sogenannte Vorgriffstunden, erteilt haben, sind diese in der Regel 
jahrgangsweise ab dem Schuljahr 2008/2009 auszugleichen. Der Ausgleich erfolgt 
frühestens ab dem Schuljahr, das auf die Vollendung des 50. Lebensjahres folgt. 
Der Ausgleich wird bei der Bemessung der Altersermäßigung nach § 9 nicht be-
rücksichtigt. 
 
(2)  Auf Antrag kann der Ausgleich der nach Abs. 1 zusätzlich erteilten Unterrichts-
stunden anstelle der nach Abs. 1 vorgesehenen Senkung der wöchentlichen Unter-
richtsverpflichtung auch durch Freistellung vom Dienst unter Weitergewährung der 
Besoldung für die Dauer des letzten Schulhalbjahres vor Eintritt in den Ruhestand 
nach § 33, § 34 oder § 35 des Hessischen Beamtengesetzes oder vor Beginn der 
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Freistellung nach § 85b Abs. 3 Nr. 2 des Hessischen Beamtengesetzes vom 11. 
Januar 1989 in der geltenden Fassung vom 13. Dezember 2012 (GVBl. S. 622) er-
folgen. Eine zuvor bewilligte Teilzeitbeschäftigung geht für den Zeitraum der Frei-
stellung vom Dienst unter Weitergewährung der Besoldung nach Satz 1 in eine 
Vollzeitbeschäftigung über. Die Freistellung vom Dienst unter Weitergewährung der 
Besoldung nach Satz 1 setzt die Erteilung einer zusätzlichen Unterrichtsstunde 
nach Abs. 1 über einen Zeitraum von insgesamt zehn Jahren voraus. Soweit Lehr-
kräfte bis zum Ende des Schuljahres 2007/2008 noch nicht über einen Zeitraum 
von insgesamt zehn Jahren eine zusätzliche Unterrichtsstunde nach Abs. 1 erteilt 
hatten und auf Antrag über diesen Zeitpunkt hinaus bis zum Ende des Schulhalb-
jahres eine zusätzliche Unterrichtsstunde nach Abs. 1 leisten, in welchem der Zeit-
raum von insgesamt zehn Jahren erreicht wird, gelten für diese Fälle Satz 1 bis 3 
entsprechend mit der Maßgabe, dass im Falle von zu viel geleisteten Stunden der 
Ausgleich nach der Verordnung über den finanziellen Ausgleich von Arbeitszeitgut-
haben aus einer langfristigen ungleichmäßigen Verteilung der regelmäßigen Ar-
beitszeit von Lehrkräften (Arbeitszeitguthaben-Ausgleichsverordnung) vom 16. Juni 
2017 (ABl. S. 318), zuletzt geändert durch Verordnung vom 10. November 2021 
(ABl. S. 1031) erfolgt. 
 
(3)  Die Schulaufsichtsbehörde kann auf Antrag nachträglich einen Wechsel zwi-
schen der Senkung der wöchentlichen Unterrichtsverpflichtung nach Abs. 1 und der 
Freistellung vom Dienst unter Weitergewährung der Besoldung nach Abs. 2 Satz 1 
zulassen, wenn ein Festhalten an der bisher getroffenen Entscheidung nicht mehr 
zugemutet werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Der Wech-
sel kann nicht zugelassen werden, wenn der Ausgleich nach Abs. 1 oder Abs. 2 
Satz 1 bereits begonnen hat oder wenn ein Antrag nach § 3 Abs. 3 Satz 5 der Ver-
ordnung über ein verpflichtendes Arbeitszeitkonto für Lehrkräfte und Sozialpädago-
ginnen und Sozialpädagogen vom 20. Dezember 2002 (GVBl. I 2003 S. 2) in der 
geltenden Fassung vom 27. September 2012 (GVBl. S. 299) nicht fristgerecht ge-
stellt wurde. 
 
 
 

Zweiter Abschnitt 
Anrechnung dienstlicher Tätigkeiten innerhalb der Schule 
 
§ 3   Allgemeines 
 
(1)  Für die Aufgaben der Schulleiterin oder des Schulleiters, für die weiteren Auf-
gaben der Schulleitung und für weitere schulische Aufgaben werden jeder Schule 
Stundendeputate zur Anrechnung auf die wöchentliche Pflichtstundenzahl zur Ver-
fügung gestellt. 
 
(2)  Die Stundendeputate für die Aufgaben der Schulleiterinnen und Schulleiter 
(Leiterdeputat), für weitere Schulleitungsaufgaben (Leitungsdeputat) und für weite-
re schulische Aufgaben (Schuldeputat) errechnen sich jeweils als Summe aus ei-
nem Sockeldeputat und einem Zusatzdeputat. Das Zusatzdeputat ergibt sich aus 
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der Multiplikation der Zahl der Schülerinnen und Schüler mit dem jeweiligen An-
rechnungsfaktor nach der Anlage. Bei Schulen, die sich in der Umwandlung von 
einer Schulform in eine andere befinden, wird das Zusatzdeputat durch die Summe 
der je Schulform zu berechnenden Deputate bestimmt. Führt das Ergebnis der Be-
rechnung nach zu einem Stundenbruchteil, so ist ab einem Gesamtwert von 0,5 
aufzurunden, darunter liegende Stundenbruchteile sind abzurunden. Für die Be-
rechnung nach Satz 1 sind die Schülerzahlen des jeweils letzten Erhebungsstichta-
ges der allgemeinen Schulstatistik zugrunde zu legen. Schulen, die als Folge von 
Schulorganisationsänderungen neu aufgebaut werden, legen der Berechnung die 
Schülerzahlen zu Beginn des Schuljahres zugrunde. 
 
(3)  Für Aufgaben von Schulleiterinnen und Schulleitern und für weitere Schullei-
tungsaufgaben kann aus dem Zuschlag zur Grundunterrichtsversorgung nach 
Maßgabe der Abs. 5 und 6 ein zusätzliches Leiter- und Leitungsdeputat generiert 
werden. 
 
(4)  Schulleiterinnen und Schulleiter können Lehrkräften sowie Sozialpädagoginnen 
und Sozialpädagogen besondere außerunterrichtliche Tätigkeiten sowie in selbst-
ständigen Schulen nach § 127d des Schulgesetzes die nach den §§ 127d Abs. 2 
Nr. 2 und 127c Abs. 2 Satz 2 des Schulgesetzes zugelassenen Aufgaben übertra-
gen und dafür Anrechnungen auf die wöchentliche Pflichtstundenzahl aus dem Lei-
terdeputat, dem Leitungsdeputat, dem zusätzlichen Leiter- und Leitungsdeputat 
nach Abs. 5 und 6 oder dem Zuschlag zur Grundunterrichtsversorgung gewähren. 
 
(5)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter einer selbstständigen Schule, die das 
große Schulbudget bewirtschaftet (§§ 127c, 127d, 127e des Schulgesetzes) kann 
den Zuschlag zur Grundunterrichtsversorgung ganz oder teilweise auf das zusätzli-
che Leiter- und Leitungsdeputat nach Abs. 3 übertragen. 
 
(6)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter einer Schule, die nicht unter Abs. 5 fällt, 
kann bis zu 20 vom Hundert des Zuschlags zur Grundunterrichtsversorgung auf 
das zusätzliche Leiter- und Leitungsdeputat nach Abs. 3 übertragen. Im Einver-
nehmen mit der Gesamtkonferenz kann sie oder er zusätzlich zehn vom Hundert 
des Zuschlags zur Grundunterrichtsversorgung auf das zusätzliche Leiter- und Lei-
tungsdeputat nach Abs. 3 übertragen. In Schulen, die nicht unter Abs. 5 fallen, dür-
fen insgesamt bis zu 30 vom Hundert des Zuschlags zur Grundunterrichtsversor-
gung für Aufgaben von Schulleiterinnen und Schulleitern und weitere Schullei-
tungsaufgaben verwendet werden. 
 
(7)  Bei einem Unterrichtseinsatz von mindestens acht Wochenstunden in der gym-
nasialen Oberstufe, an Abendgymnasien und Hessenkollegs wird eine Wochen-
stunde auf die wöchentlichen Pflichtstunden angerechnet. Lehrkräfte, die zeitlich 
überwiegend im Unterricht an beruflichen Schulen eingesetzt sind, erhalten keine 
Anrechnung für den Einsatz in der gymnasialen Oberstufe. 
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(8)  Bei einem Unterrichtseinsatz von mindestens acht Unterrichtsstunden nach 20 
Uhr oder an Samstagen wird eine Wochenstunde auf die wöchentlichen Pflicht-
stunden angerechnet. Dies gilt auch, wenn die Voraussetzungen nach Satz 1 ku-
mulativ vorliegen. 
 
(9)  Teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte, deren Einsatz in der gymnasialen Oberstufe, an 
Abendgymnasien und Hessenkollegs weniger als acht Wochenstunden beträgt, je-
doch mindestens dem ihrem prozentualen Beschäftigungsumfang entsprechenden 
Anteil von acht Wochenstunden entspricht, erhalten eine Anrechnung auf die wö-
chentlichen Pflichtstunden. Diese Anrechnung erfolgt in Höhe des ihrem prozentua-
len Beschäftigungsumfangs entsprechenden Anteils einer Wochenstunde. Für den 
Unterricht nach 20 Uhr oder an Samstagen gilt Satz 1 entsprechend. 
 
(10)  Die Anrechnungen nach Abs. 4 bis 9 gelten grundsätzlich jeweils für mindes-
tens ein Schulhalbjahr. 
 
 
§ 4  Deputat für Schulleiterinnen und Schulleiter 
 
(1)  Das Leiterdeputat gibt den Umfang der Leitungszeit der Schulleiterinnen und 
Schulleiter an. Mit den restlichen Wochenstunden, bezogen auf die wöchentliche 
Pflichtstundenzahl nach § 1, erteilen sie Unterricht, sofern keine weiteren Anrech-
nungen erfolgen. 
 
(2)  Die Sockeldeputate nach § 3 Abs. 2 betragen: 

1. für Grundschulen mit oder ohne Förderstufe, Hauptschulen, Realschulen, 
Haupt- und Realschulen mit und ohne Förderstufe sowie Mittelstufenschulen 
           7 Wochenstunden, 

2.  für Hauptschulen, Haupt- und Realschulen mit und ohne Förderstufe sowie 
Mittelstufenschulen, die mit einer Grundschule verbunden sind, 
           8 Wochenstunden, 

3.  für eigenständige gymnasiale Oberstufen, Abendgymnasien, Abendrealschu-
len und Hessenkollegs         9 Wochenstunden, 

4.  für Gymnasien        12 Wochenstunden, 
5. für kooperative und integrierte Gesamtschulen   13 Wochenstunden, 
6. für berufliche Schulen 

a) mit einer Schülerzahl von bis zu 360   12 Wochenstunden, 
b) mit einer Schülerzahl von mehr als 360  19 Wochenstunden, 

7. für Förderschulen 
mit Förderschwerpunkt Lernen       7 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung  
           7 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt geistige Entwicklung     9 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt Sprachheilförderung     7 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt Hören      11 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt Sehen     11 Wochenstunden, 
 



 

                                                         Arbeitsbedingungen 
 

8  

                                                                                Pflichtstundenverordnung 
 

 

September 2026  6(9) 
 

 
 
 
mit Förderschwerpunkt körperliche und motorische Entwicklung  
            9 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt kranke Schülerinnen und Schüler 
           10 Wochenstunden. 

An allgemeinen Schulen, die mit einer Förderschule verbunden sind oder an denen 
Förderschulklassen eingerichtet sind, erhöht sich das Sockeldeputat nach Satz 1 
um eine Wochenstunde. 
 
(3)  Schulleiterinnen oder Schulleiter erhalten, sofern ihre Schule Standort für zent-
ralen Unterricht in der Herkunftssprache ist, zusätzliche Anrechnungen auf ihre wö-
chentlichen Pflichtstunden für von anderen Schulen kommende Schülerinnen und 
Schüler. Die zusätzliche Anrechnung nach Satz 1 beträgt bei einer Schülerzahl zu 
Beginn des Schuljahres von 
 51 bis 200    2 Wochenstunden, 
 201 bis 350   4 Wochenstunden, 
 mehr als 350   6 Wochenstunden. 
 
(4)  An sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentren erhöht sich das Lei-
terdeputat um einen Sockel von zwei Wochenstunden und um ein Zusatzdeputat. 
Das Zusatzdeputat ergibt sich aus der Multiplikation der Schülerzahl der durch das 
Beratungs- und Förderzentrum geförderten Schülerinnen und Schüler mit dem An-
rechnungsfaktor nach Abschnitt III der Anlage. 
 
(5)  Das Leiterdeputat von Schulleiterinnen und Schulleitern von Grundschulen mit 
Förderstufe oder mit Hauptschulen oder mit Haupt- und Realschulen sowie von 
Hauptschulen, Realschulen, verbundenen Haupt- und Realschulen, Mittelstufen-
schulen mit und ohne Förderstufe und Gymnasien ohne Gymnasiale Oberstufe er-
höht sich bei einer Schülerzahl unter 500 Schülerinnen und Schülern zusätzlich um 
eine Wochenstunde für die Leitung der Schule. 
 
(6)  An Verbundschulen erhöht sich das Leiterdeputat für jeden weiteren genehmig-
ten Standort um drei Wochenstunden. 
 
(7)  Bei Erkrankung, Beurlaubung oder vorübergehender Nichtbesetzung der Stelle 
der Schulleiterin oder des Schulleiters über einen Zeitraum von mehr als vier Wo-
chen geht die Anrechnung auf die Ständige Vertreterin oder den Ständigen Vertre-
ter oder auf die Lehrkraft über, die mit der stellvertretenden Wahrnehmung der 
Dienstgeschäfte beauftragt ist. 
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§ 5   Deputate für weitere Schulleitungsaufgaben (Leitungsdeputat) 
 
(1)  Das Leitungsdeputat umfasst die Anrechnungen für weitere Schulleitungsauf-
gaben. 
 
(2) Die Sockeldeputate nach § 3 Abs. 2 betragen: 

1. für Grundschulen ohne Förderstufe, Hauptschulen, Realschulen, Haupt- und 
Realschulen mit und ohne Förderstufe sowie Mittelstufenschulen   
           4 Wochenstunden, 

2.  für Grundschulen mit Förderstufe und für Hauptschulen, Haupt- und Real-
schulen mit und ohne Förderstufe sowie Mittelstufenschulen, die mit einer 
Grundschule verbunden sind, 
           5 Wochenstunden, 

3.  für Gymnasien          6 Wochenstunden, 
4.  für eigenständige gymnasiale Oberstufen, Abendgymnasien, Abendrealschu-

len und Hessenkollegs         5 Wochenstunden, 
5. für kooperative und integrierte Gesamtschulen     7 Wochenstunden, 
6. für berufliche Schulen      17 Wochenstunden, 
7. für Förderschulen 

mit Förderschwerpunkt Lernen       4 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung  
           4 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt geistige Entwicklung     4Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt Sprachheilförderung     4 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt Hören        6 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt Sehen       6 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt körperliche und motorische Entwicklung  
           4 Wochenstunden, 
mit Förderschwerpunkt kranke Schülerinnen und Schüler 
           4 Wochenstunden. 

Für Leitungsaufgaben an allen allgemeinen Schulen, die mit einer Förderschule 
verbunden sind oder an denen Förderschulklassen eingerichtet sind, erhöht sich 
das Sockeldeputat nach Satz 1 um eine Wochenstunde. 
 
(3)  An sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentren erhöht sich das Lei-
tungsdeputat um einen Sockel von einer Wochenstunde und um ein Zusatzdeputat. 
Das Zusatzdeputat ergibt sich aus der Multiplikation der Schülerzahl der durch das 
Beratungs- und Förderzentrum geförderten Schülerinnen und Schüler mit dem An-
rechnungsfaktor nach Abschnitt III der Anlage. 
 
(4)  Bei Erkrankung, Beurlaubung der Funktionsstelleninhaber oder bei vorüberge-
hender Nichtbesetzung einer Funktionsstelle über einen Zeitraum von mehr als vier 
Wochen geht die Anrechnung auf die Lehrkraft über, die vertretungsweise mit der 
Wahrnehmung der Dienstgeschäfte beauftragt ist. 
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§ 6   Schuldeputat 
 
(1)  Das Schuldeputat wird für besondere dienstliche Tätigkeiten und zum Aus-
gleich besonderer unterrichtlicher Belastungen einzelner Lehrkräfte oder Sozialpä-
dagoginnen und Sozialpädagogen gewährt. 
 
(2) Die Sockeldeputate nach § 3 Abs. 2 werden wie folgt festgelegt: 

1. für Grundschulen        1,5 Wochenstunden, 
2. für Hauptschulen, Realschulen, verbundene Haupt- und Realschulen, Mittel-

stufenschulen und mit diesen verbundene Schulen sowie für Grundschulen 
mit Förderstufe        3 Wochenstunden, 

3. für Gymnasien        4 Wochenstunden, 
4. für eigenständige gymnasiale Oberstufen, Abendgymnasien und Hessenkol-

legs          7,5 Wochenstunden, 
5. für kooperative und integrierte Gesamtschulen   8 Wochenstunden, 
6. für berufliche Schulen       7,5 Wochenstunden, 
7. für Förderschulen        1,5 Wochenstunden. 

An Hauptschulen, Realschulen, verbundenen Haupt- und Realschulen, Mittelstu-
fenschulen sowie Gesamtschulen, die jeweils mit einer Grundschule (Grundstufe) 
verbunden sind, sowie an allen allgemeinen Schulen, die mit einer Förderschule 
verbunden sind oder an denen Förderschulklassen eingerichtet sind, erhöht sich 
das Sockeldeputat nach Satz 1 um eine Wochenstunde. 
 
(3)  Förderstufen erhalten einen Zuschlag, der sich aus der Multiplikation der Zahl 
der Schülerinnen und Schüler mit den entsprechenden Anrechnungsfaktoren nach 
Abschnitt II der Anlage ergibt. 
 
(4)  Für die Verteilung des Schuldeputats legt die Schulleiterin oder der Schulleiter 
der Gesamtkonferenz einen Vorschlag vor. Kann zwischen der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter und der Gesamtkonferenz keine Einigung über die Verteilung er-
zielt werden, so entscheidet die Gesamtkonferenz über die Verteilung der Hälfte 
der Wochenstunden; die Verteilung der anderen Hälfte obliegt der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter. Konferenzbeschlüsse zur Verteilung des Schuldeputats müs-
sen spätestens bis zum Ende eines Schuljahres für das jeweils folgende Schuljahr 
vorliegen, bei zum Schuljahresbeginn neu errichteten Schulen bis zwei Wochen 
nach Unterrichtsbeginn. Liegt bis zum maßgeblichen Zeitpunkt nach Satz 3 kein 
Beschluss der Gesamtkonferenz vor, nimmt die Schulleiterin oder der Schulleiter 
die Verteilung vor. 
 
(5)  Eine Anrechnung kann durch ganze und halbe Wochenstunden gewährt wer-
den. Eine gleichmäßige Verteilung auf alle Lehrkräfte einer Schule unter Verstoß 
gegen die Zweckbestimmung nach Abs. 1 ist unzulässig. 
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(6)  Für die Tätigkeit als Verbindungslehrerin oder -lehrer innerhalb einer Schule 
wird mindestens eine Wochenstunde aus dem Schuldeputat auf die Pflichtstunden-
zahl angerechnet. 
 
(7)  Für die Tätigkeit als Beratungslehrkraft für Suchtprävention sowie als Bera-
tungslehrkraft für Gewaltprävention und Schutzkonzeptentwicklung ist je nach dem 
damit verbundenen zeitlichen Aufwand eine angemessene Anrechnung auf die wö-
chentliche Pflichtstundenzahl in der Regel im Umfang einer halben bis einer Wo-
chenstunde aus dem Schuldeputat zu gewähren, sofern die jeweilige Tätigkeit nicht 
im Rahmen einer Beförderungsstelle ausgeübt wird.“ 
 
(8)  Übt eine Lehrkraft der Schule das Amt der oder des Datenschutzbeauftragten 
nicht im Rahmen einer Beförderungsstelle aus, so ist für den damit verbundenen 
zeitlichen Aufwand eine angemessene Anrechnung aus dem Schuldeputat zu ge-
währen. 
 
 
 

Dritter Abschnitt 
Anrechnung dienstlicher Tätigkeiten außerhalb der Schule 
 
§ 7  Weitere Planstellenzuordnungen 
 
(1)  Für dienstliche Tätigkeiten, die nicht ausschließlich für die eigene Schule er-
bracht werden, werden Anrechnungen auf die Pflichtstundenzahl entsprechend Art 
und Umfang der Tätigkeit über weitere Planstellenzuordnungen vorgenommen. 
Dienstliche Tätigkeiten nach Satz 1 sind insbesondere Tätigkeiten in Projekten und 
schulübergreifende Maßnahmen sowie die Tätigkeiten von Beraterinnen und Bera-
tern sowie Schulsportkoordinatorinnen und -koordinatoren. 
 
(2)  Die Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen, die auf den Erwerb einer zu-
sätzlichen Lehrbefähigung oder eines zusätzlichen Lehramtes mit vom Kultusminis-
terium definierten Mangelfächern zielen, für die ein besonderes dienstliches Inte-
resse besteht, kann vom Kultusministerium auf die wöchentliche Pflichtstundenzahl 
angerechnet werden. 
 
(3)  Für die Tätigkeit als Kreis- oder Stadtverbindungslehrerin oder -lehrer werden 
zwei Wochenstunden auf die wöchentliche Pflichtstundenzahl angerechnet. Dies 
gilt auch, wenn die Aufgaben zweier oder mehrerer Kreis- oder Stadtverbindungs-
lehrerinnen oder -lehrer von einer Person wahrgenommen werden. 
 
(4)  Für die Tätigkeit im Landesbeirat der Schülervertretung werden der oder dem 
Vorsitzenden und den übrigen Mitgliedern insgesamt bis zu 24 Wochenstunden auf 
die wöchentliche Pflichtstundenzahl angerechnet. 
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(5)  Für die Leitung eines Medienzentrums werden auf die wöchentliche Pflicht-
stundenzahl angerechnet: 
bei einer zu betreuenden Wohnbevölkerung 
bis zu 60 000 Einwohnerinnen und Einwohnern    10 Wochenstunden, 
von 60 001 bis 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern  12 Wochenstunden, 
von 100 001 bis 150 000 Einwohnerinnen und Einwohnern  14 Wochenstunden, 
von 150 001 bis 200 000 Einwohnerinnen und Einwohnern  16 Wochenstunden, 
von 200 001 bis 250 000 Einwohnerinnen und Einwohnern  18 Wochenstunden, 
von 250 001 bis 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern  20 Wochenstunden, 
von über 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern   26 Wochenstunden. 
 
(6)  Für die Tätigkeit als Leiterin oder Leiter eines Schülerheimes werden auf die 
wöchentliche Pflichtstundenzahl angerechnet: 
bei einer Schülerzahl von 1 bis 30        5 Wochenstunden, 
bei einer Schülerzahl von 31 bis 60        7 Wochenstunden, 
bei einer Schülerzahl von 61 bis 90        8 Wochenstunden, 
bei einer Schülerzahl von 91 bis 120     10 Wochenstunden, 
bei einer Schülerzahl von über 120      11 Wochenstunden. 
Stichtag für die Berechnung nach Satz 1 ist der Beginn des Schuljahres. 
 
 
§ 8   Unterrichtseinsatz an mehreren Schulen 
 
(1)  Lehrkräften, die an mehreren Schulen eingesetzt sind, wird die dadurch beding-
te zusätzliche Belastung, insbesondere Wegezeiten und Teilnahme an Konferen-
zen, mit einer Wochenstunde auf die Pflichtstundenzahl angerechnet, wenn 

1. ein Einsatz an Schulen, die mindestens fünf bis zehn Kilometer voneinander 
entfernt sind, an mindestens drei Wochentagen oder 

2. ein Einsatz an Schulen, die zwischen zehn und fünfzehn Kilometer vonei-
nander entfernt sind, an mindestens zwei Wochentagen 

erfolgt. 
 
(2)  Zwei Wochenstunden werden angerechnet, wenn eine Lehrkraft 

1. an mindestens drei Wochentagen an Schulen, die zwischen zehn und fünf-
zehn Kilometer voneinander entfernt sind, oder 

2. an mindestens zwei Wochentagen an Schulen, die mehr als fünfzehn Kilome-
ter voneinander entfernt sind, 

eingesetzt ist. 
 
(3)  Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß auch für den Einsatz an Schulen, die in räum-
lich entfernten Gebäuden untergebracht sind. 
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§ 8a   Einsatz im Ganztagsangebot 
 
(1) Auf die Pflichtstundenzahl der Lehrkräfte werden diejenigen Tätigkeiten im 
Rahmen eines Ganztagsangebotes angerechnet, die sie inhaltlich vor- oder nach-
bereiten müssen. Dazu zählen insbesondere Förderangebote, qualifizierte Haus-
aufgabenhilfe und Arbeitsgemeinschaften. Die Lehrkräfte und das weitere pädago-
gisch tätige Personal sind verpflichtet, sie in der üblichen Form zu dokumentieren. 
 
(2)  Andere pädagogische Tätigkeiten im Rahmen eines Ganztagsangebotes gelten 
als betreuende Aufsicht; diese wird zur Hälfte auf die Pflichtstunden der Lehrkraft 
angerechnet und muss inhaltlich nicht dokumentiert werden. 
 
(3)  Abs. 1 und 2 gelten nicht für Schulen mit Förderschwerpunkt geistige Entwick-
lung und körperliche und motorische Entwicklung. 
 
 
 

Vierter Abschnitt 
Anrechnungen aus persönlichen Gründen 
 
§ 9   Anrechnungen aus Altersgründen 
 
(1)  Lehrkräfte sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, die vor Anrech-
nung der Altersermäßigung mehr als die Hälfte der sich aus § 1 ergebenden 
Pflichtstundenzahl tatsächlich unterrichten, erhalten eine Anrechnung auf die wö-
chentlichen Pflichtstunden nach folgender Maßgabe:  

1. von dem auf die Vollendung des 60. Lebensjahres folgenden Schuljahr an er-
folgt bei einer Unterrichtstätigkeit von mehr als drei Vierteln der jeweiligen 
wöchentlichen Pflichtstundenzahl eine Anrechnung im Umfang von einer 
Wochenstunde, ansonsten von einer halben Wochenstunde,  

2. von dem auf die Vollendung des 62. Lebensjahres folgenden Schuljahr an er-
folgt bei einer Unterrichtstätigkeit von mehr als drei Vierteln der jeweiligen 
wöchentlichen Pflichtstundenzahl eine Anrechnung im Umfang von zwei Wo-
chenstunden, ansonsten von einer Wochenstunde,  

3. von dem auf die Vollendung des 64. Lebensjahres folgenden Schuljahr an er-
folgt bei einer Unterrichtstätigkeit von mehr als drei Vierteln der jeweiligen 
wöchentlichen Pflichtstundenzahl eine Anrechnung im Umfang von drei Wo-
chenstunden, ansonsten von eineinhalb Wochenstunden.  

 
(2)  Für Lehrkräfte sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, die vor dem 
1. August 2025 das 55. Lebensjahr vollendet haben, erfolgt die Anrechnung nach 
Abs. 1 mit folgender Maßgabe:  

1. von dem auf die Vollendung des 55. Lebensjahres folgenden Schuljahr an er-
folgt bei einer Unterrichtstätigkeit von mehr als drei Vierteln der jeweiligen 
wöchentlichen Pflichtstunden zahl eine Anrechnung im Umfang von einer 
Wochenstunde, ansonsten von einer halben Wochenstunde,  
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2. von dem auf die Vollendung des 60. Lebensjahres folgenden Schuljahr an er-

folgt bei einer Unterrichtstätigkeit von mehr als drei Vierteln der jeweiligen 
wöchentlichen Pflichtstundenzahl eine Anrechnung im Umfang von zwei Wo-
chenstunden, ansonsten von einer Wochenstunde.  

 
(3)  Bei Lehrkräften sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, die schwer-
behindert im Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind, tritt 
an die Stelle der nach § 1 festgesetzten wöchentlichen Pflichtstundenzahl als Be-
messungsgrundlage die nach § 10 ermäßigte Pflichtstundenzahl.  
 
(4)  Stichtag für die Berechnung ist der Beginn des Schuljahres. Die Anrechnung 
wird für ein Schuljahr gewährt.“ 
 
 
§ 10   Nachteilsausgleich für schwerbehinderte Beschäftigte 
 
(1)  Für im Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch schwerbe-
hinderte Lehrkräfte sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen werden zu-
sätzlich zur Reduzierung nach § 1 Abs. 6 bei einem Grad der Behinderung von 
mindestens 50 zwei Wochenstunden, bei mindestens 70 drei Wochenstunden und 
bei mindestens 90 vier Wochenstunden auf die wöchentliche Pflichtstundenzahl 
angerechnet. 
 
(2)  Über die Anrechnung nach Abs. 1 hinaus kann das Staatliche Schulamt auf An-
trag in besonderen Fällen eine zusätzliche Anrechnung auf die wöchentliche 
Pflichtstundenzahl gewähren. Die zusätzliche Anrechnung darf drei Wochenstun-
den und zusammen mit der Anrechnung nach Abs. 1 fünf Wochenstunden bei ei-
nem Grad der Behinderung unter 90 nicht übersteigen. Bei einem Grad der Behin-
derung von mindestens 90 darf die zusätzliche Anrechnung zusammen mit der An-
rechnung nach Abs. 1 sechs Wochenstunden nicht übersteigen. Vor einer Ent-
scheidung nach Satz 1 ist ein amtsärztliches Gutachten einzuholen. Die zusätzliche 
Anrechnung nach Satz 1 gilt ab dem Ersten des Monats, in welchem des amtsärzt-
liche Gutachten erstellt worden ist. 
 
(3)  Abweichend von Abs. 1 und 2 erfolgt bei teilzeitbeschäftigten Lehrkräften sowie 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, die schwerbehindert im Sinne des § 2 
Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind und einen Beschäftigungsum-
fang von weniger als 75 vom Hundert haben, unbeschadet des § 1 Abs. 6 eine zu-
sätzliche Anrechnung auf die wöchentliche Pflichtstundenzahl. Die Anrechnung 
nach Satz 1 beträgt bei einem Grad der Behinderung von 
 mindestens 50 eine Wochenstunde, 
 mindestens 70 eineinhalb Wochenstunden, 
 mindestens 90 zwei Wochenstunden. 
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(4)  Über die Anrechnung nach Abs. 3 hinaus kann das Staatliche Schulamt auf An-
trag in besonderen Fällen eine zusätzliche Anrechnung auf die wöchentliche 
Pflichtstundenzahl gewähren. Die zusätzliche Anrechnung darf zwei Wochenstun-
den und zusammen mit der Anrechnung nach Abs. 3 drei Wochenstunden bei ei-
nem Grad der Behinderung unter 90 nicht übersteigen. Bei einem Grad der Behin-
derung von mindestens 90 darf die zusätzliche Anrechnung zusammen mit der An-
rechnung nach Abs. 3 vier Wochenstunden nicht übersteigen. Vor einer Entschei-
dung nach Satz 1 ist ein amtsärztliches Gutachten einzuholen. 
 
(5)  Abs. 1 und 3 gelten entsprechend für Lehrkräfte sowie Sozialpädagoginnen 
und Sozialpädagogen, die begrenzt dienstfähig im Sinne des § 27 des Beamtensta-
tusgesetzes und schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch sind. 
 
(6)  Die Anrechnung nach Abs. 1 gilt ab dem Ersten des Monats, in welchem dem 
Staatlichen Schulamt der Nachweis über die Feststellung der Schwerbehinderung 
vorgelegt wird, bis zum Ablauf des Monats, in dem die Schwerbehinderteneigen-
schaft endet. § 199 Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. 
Die Lehrkräfte sowie die Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen sind verpflich-
tet, Änderungen unverzüglich anzuzeigen und auf Verlangen nachzuweisen. Als 
Nachweis über die Feststellung der Schwerbehinderung gilt der Schwerbehinder-
tenausweis. 
 
(7)  § 9 Abs. 3 bleibt unberührt. 
 
 
§ 11   Diensterleichterung zur Wiederherstellung der Gesundheit 
 
(1)  Lehrkräften sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen kann zur Wie-
derherstellung der Gesundheit vom Staatlichen Schulamt auf Antrag vorüberge-
hend eine Anrechnung auf die wöchentlichen Pflichtstunden bewilligt werden, wenn 
die Notwendigkeit dieser Diensterleichterung durch Vorlage eines ärztlichen, auf 
Verlangen des Staatlichen Schulamtes eines vom ärztlichen Dienst der Hessischen 
Ämter für Versorgung und Soziales erstellten Zeugnisses oder eines amts- oder 
vertrauensärztlichen Zeugnisses nachgewiesen wird. Das ärztliche Zeugnis muss 
eine Empfehlung über den Umfang und die Dauer der Anrechnung enthalten. Die 
Anrechnungen sind zu befristen. 
 
(2)  Lehrkräfte sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen mit einer Anrech-
nung nach Abs. 1 sind verpflichtet, jede Änderung des Gesundheitszustandes oder 
der dienstlichen Voraussetzungen dem Staatlichen Schulamt zu melden. 
 
(3)  Das Staatliche Schulamt kann die Entscheidung nach Abs. 1 jederzeit ändern 
oder aufheben. 
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Fünfter Abschnitt 
Schlussbestimmungen 
 
§ 12   Aufhebung von Vorschriften 
 
Die Verordnung über die Pflichtstunden der Lehrkräfte vom 25. Juni 2012 (ABl. S. 
322), geändert durch Verordnung vom 19. März 2013 (ABl. S. 222), wird aufgeho-
ben. 
 
 
§ 13   Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

(1)  Diese Verordnung tritt am 1. August 2017 in Kraft. 
 
(2)  Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2029 außer Kraft. 
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Anlage 
Festlegung der Anrechnungsfaktoren zur Berechnung des Lei-
ter-, des Leitungs- und des Schuldeputates 
 
 
I.  Zu § 3 Abs. 2 
 

Die Anrechnungsfaktoren werden wie folgt festgelegt: 
 

    Wochenstundenanteil je Schülerin oder Schüler für das 
     Leiterdeputat   Leitungsdeputat   Schuldeputat 
1.  für Grundschulen   0,0202   0,0147   0,0075 
2.  für Grundschulen mit Förderstufe, für Hauptschulen, 
     Realschulen, Haupt- und Realschulen, Mittelstufenschulen 
     und mit diesen verbundene Schulen 
     0,0153   0,0147   0,0062 
3.  a) für Gymnasien 
     – für die Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I  
     0,0094   0,0093   0,0057 
     – für die Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II  
     0,0094   0,02    0,0337 
     b) für selbständige Gymnasiale Oberstufen  
     0,0209   0,02    0,0337 
4.  Abendgymnasien, Abendrealschulen und Hessenkollegs  
     0,0217   0,0109   0,0337 
5.  für kooperative Gesamtschulen 
     – für die Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 1-4  
     0,0085   0,0107   0,0128 
     – für die Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 5-10  
     0,0085   0,0129   0,0128 
     – für die Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II  
     0,0085   0,027   0,0337 
6.  für integrierte Gesamtschulen 
     – für die Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 1-4  
     0,007   0,0099   0,0148 
     – für die Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 5-10  
     0,007   0,0121   0,0148 
     – für die Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II  
     0,007   0,029   0,0337 
7.  für berufliche Schulen 
     – Teilzeitschüler   0,002   0,0043   0,0097 
     – Vollzeitschüler (ohne Schüler des Beruflichen Gymnasiums)  
     0,002   0,0108   0,0097 
     – Schüler des Beruflichen Gymnasiums  
     0,002   0,0148   0,0337 
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8.  Förderschulen 
     Schule mit Förderschwerpunkt Lernen  
     0,0339   0,0202   0,0193 
     Schule mit Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung 
     0,0339   0,0202   0,0193 
     Schule mit Förderschwerpunkt geistige Entwicklung  
     0,1172   0,0632   0,0420 
     Schule mit Förderschwerpunkt Sprachheilförderung 
     0,0339   0,0202   0,0193 
     Schule mit Förderschwerpunkt Hören  
     0,0479   0,0285   0,0245 
     Schule mit Förderschwerpunkt Sehen 
     – Sehbehinderte   0,042   0,0256   0,0181 
     – Blinde     0,0945   0,0518   0,0311 
     Schule mit Förderschwerpunkt körperliche und motorische Entwicklung  
     0,1259   0,0650   0,0385 
     Schule mit Förderschwerpunkt kranke Schülerinnen und Schüler  
     0,098   0,0536   0,0356 
 
 
II.  Zu § 6 Abs. 3 
 

Der Anrechnungsfaktor für die Berechnung des Zuschlages zum Schuldeputat be-
trägt für die Förderstufe 0,0123 Wochenstunden je Schülerin oder Schüler. 
 
 
III.  Zu § 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 3 
 

Der Anrechnungsfaktor für die Berechnung des Zuschlags zum Schulleiterdeputat 
an sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentren (BFZ) beträgt 0,0254 Wo-
chenstunden je Schülerin oder Schüler. 
Der Anrechnungsfaktor für die Berechnung des Zuschlags zum Schulleitungsdepu-
tat an Förderschulen mit sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentren be-
trägt 0,0110 Wochenstunden je Schülerin oder Schüler. 
 
 
IV.  Zu § 3 Abs. 2 
 

Bestehen an einer Förderschule mehrere Förderschwerpunkte, so wird das So-
ckeldeputat als Mittelwert aus den Sockeldeputaten der verschiedenen Förder-
schwerpunkte berechnet. Die Zusatzdeputate nach § 4 Abs. 2 ergeben sich als 
Summe der durch Multiplikation der Zahl der Schülerinnen und Schüler der einzel-
nen Förderschwerpunkte mit den jeweiligen Anrechnungsfaktoren gewonnenen 
Teilergebnisse. § 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 


